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Parteien, Verbände und Interessengruppen

Parteien

Parteiensystem

Als die auch im Rüstungssektor tätige Firma Oerlikon-Bührle AG beschloss, eine
ungebundene und alljährlich wiederkehrende Spende an die Bundesratsparteien in der
Höhe von je 15'000 CHF und eine solche von je 3'000 CHF an die kleinen im Parlament
vertretenen Parteien auszurichten, bot dies Anlass, das Thema der Interessenbindung
durch Sponsoring seitens der Privatindustrie zur Diskussion zu stellen. Die Firma
Oerlikon-Bührle begründete ihre Spende mit der wichtigen Funktion der Parteien für
die Bildung der öffentlichen Meinung. Seitens der SP wurde das Geld für die Kampagne
gegen Militärausgaben und gegen den Export von Kriegsmaterial verwendet. Die Grüne
Partei, welche zum ersten Mal konkret mit der Problematik konfrontiert wurde, nahm
die Spende erst nach einigem Zögern an. 1

PARTEICHRONIK
DATUM: 13.08.1993
MATTHIAS RINDERKNECHT

Unter dem Schlagwort Innere Sicherheit forderten die bürgerlichen
Regierungsparteien eine verstärkte direkte Bekämpfung der Kriminalität und die
Prävention von Gewaltverbrechen. Mit der Wahl dieses Themas sollte nicht zuletzt
auch die Attraktivität der bürgerlichen Parteien gegenüber den ganz rechts stehenden
populistischen Parteien erhöht werden. Ausserdem wurde damit auch ein Schwerpunkt
für die Kampagnen zu verschiedenen anstehenden kantonalen und kommunalen Wahlen
gesetzt. 2

PARTEICHRONIK
DATUM: 29.10.1993
MATTHIAS RINDERKNECHT

Bundespräsident Otto Stich forderte an den ausserordentlichen Von-Wattenwyl-
Gesprächen mehr Teamgeist und Unterstützung von den Bundesratsparteien. Diese
müssten «verbindlich eingebunden werden in die Gestaltung und Durchführung der
Bundespolitik». FDP, SP, CVP und SVP reagierten jedoch in erster Linie mit Kritik an der
Landesregierung. 3

PARTEICHRONIK
DATUM: 12.11.1994
EVA MÜLLER

Verschiedentlich wurden im Berichtsjahr Vorschläge zu Koalitionen von zwei
Bundesratsparteien gemacht. So warb eine überparteiliche Parlamentariergruppe um
FDP-Nationalrat Peter Tschopp (GE) für eine Koalition zwischen FDP und SP, um eine
Öffnung gegenüber Europa zu erreichen. Auch SP-Präsident Peter Bodenmann
äusserte mehrfach den Wunsch einer künftigen «Links-Mitte-Koalition» mit der FDP,
um etwa in der Europafrage und der Drogenpolitik zu Lösungen zu kommen. 
Nach dem nationalen Wahlsieg der Links- und Rechtspole SP und SVP schlug auch CVP-
Präsident Anton Cottier der FDP einen Schulterschluss und damit «einen starken
dritten Pol im bürgerlichen Zentrum» vor, um die gegenseitige Blockierung von SP und
SVP zu überwinden. Die umworbene FDP zeigte sich interessiert, sprach sich jedoch für
pragmatische Lösungen anstelle eines institutionalisierten Miteinanders aus. Sie sehe
weniger eine Tripolarität im Vordergrund, sondern Bipolaritäten mit wechselnden
Allianzen je nach Materie. 4

PARTEICHRONIK
DATUM: 31.10.1995
EVA MÜLLER

Damit reagierte die FDP auf die These des Wandels vom zwei- zum dreipolaren
Parteiensystem, die im Berichtsjahr vor allem in linken Kreisen die Runde machte und
auch von SP-Präsident Peter Bodenmann vertreten wurde. Gemäss der These wandelt
sich das traditionell in ein mehrheitlich bürgerliches und ein minderheitlich linkes
Lager gespaltene Parteiensystem zunehmend in ein dreipoliges Parteiensystem mit
einem rot-grünen Pol, einem bürgerlichen Zentrum (CVP, FDP) und einer national-
konservativen Rechten (vom Zürcher Flügel dominierte SVP). Diese Rechte politisiere
nicht nur gouvernemental, sondern auch ausgesprochen oppositionell. 5

PARTEICHRONIK
DATUM: 05.11.1995
EVA MÜLLER
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Vor den eidgenössischen Wahlen erarbeitete eine aus 31 prominenten Parlamentariern
von FDP, CVP, SP und Grünen bestehende «Gruppe Dialog» eine «Erklärung für eine
konsensfähige Erneuerungspolitik», die zu einer Deblockierung der eidgenössischen
Politik beitragen sollte. Als wichtigste politische Ziele der kommenden vier Jahre
postulierte die Gruppe die Schaffung von Arbeitsplätzen, die Konsolidierung des
sozialen Netzes, das Zugehen auf Europa, die Stabilisierung der Bundesfinanzen, eine
verbesserte Ökoeffizienz sowie eine umfassende Verkehrsreform. 

Nach ihrem Wahlsieg stemmte sich die SP aber etwa gegen die Forderung der
Konsolidierung der Sozialwerke und erklärte sich auch mit der Aussage der «Gruppe
Dialog» nicht einverstanden, dass Zugehörigkeit zur Regierung und fundamentale
Opposition in wesentlichen Fragen der Zukunftsgestaltung unverträglich seien. Sie
präsentierte deshalb Ende November einen weniger rigiden Vorschlag, auf dessen Basis
sich die vier Bundesratsparteien für die neue Legislatur auf eine intensivere
Zusammenarbeit einigten. Die «Erklärung der Bundesratsparteien zur
Zusammenarbeit - auf der Basis konstruktiver Kompromisse» versteht sich nicht als
verbindliches Regierungsprogramm, postuliert aber regelmässige Gespräche und
gemeinsame Arbeitsgruppen mit zeitlich definierten Mandaten, um Lösungen zu
wichtigen politischen Sachfragen zu erarbeiten. Dabei stehen fünf Schwerpunkte im
Vordergrund: Wirtschaft und Arbeit, Sanierung der Bundesfinanzen, Zukunft der
Sozialversicherungen, Beziehungen zur EU sowie Regierungs-, Verwaltungs- und
Verfassungsreform. Jede der Bundesratsparteien hat Anspruch auf zwei Vertreter. Das
Grundsatzpapier hält fest, dass einzelne Parteien im Rahmen der «variablen
Geometrie» ausscheren können (opting out); Sanktionen sind nicht vorgesehen. Bis
Ende Jahr wurden vier prominent besetzte vorparlamentarische Kommissionen
geschaffen: Die Neat-Arbeitsgruppe, die Gruppe Wirtschaft, Konjunktur und
Arbeitsmarkt, die Arbeitsgruppe Migration und die Gruppe Drogenpolitik. 6

PARTEICHRONIK
DATUM: 06.12.1995
EVA MÜLLER

Im letzten Jahr hatten sich die vier Bundesratsparteien auf eine intensivere
Zusammenarbeit geeinigt. Auch im Berichtsjahr zeigte sich jedoch, dass sie in den
wichtigen Fragen der Finanz-, Wirtschafts-, Ausländer- und Sozialpolitik zerstritten
sind. So bezeichneten die Bürgerlichen die Sanierung der Bundesfinanzen als prioritär
und sprachen sich für eine Stabilisierung der Sozialleistungsquote oder gar einen Abbau
des Sozialstaats aus, während die SP die heutigen Defizite als nicht dramatisch einstufte
und auf einem weiteren Ausbau des Sozialstaats bestand. Die SVP stand mit ihrer
Volksinitiative «Gegen die illegale Einwanderung» und mit ihrem Nein zur Verwaltungs-
und Regierungsreform allein auf weiter Flur. 7

PARTEICHRONIK
DATUM: 31.08.1996
EVA MÜLLER

Im Dezember gründeten im Nationalrat die drei Schweizer Demokraten, der einzige
Lega-Abgeordnete Flavio Maspoli (TI) sowie der Freisinnige Massimo Pini (TI) die
Demokratische Fraktion. Damit sind die Schweizer Demokraten neu wieder in eine
Fraktion eingebunden; Maspoli verliess die Fraktion der Freiheits-Partei. Mit Pini, der
durch seinen Fraktionswechsel aus der FDP austreten musste, ist in der neuen
Rechtsaussenfraktion auch ein EU-Beitrittsbefürworter vertreten. Pini gab für seinen
Wechsel finanzielle Probleme an. Auf Druck der Tessiner FDP hatte er in Biasca das Amt
eines Sindaco abgeben müssen. Die neue Fraktion hat Anspruch auf rund 110'000 Fr.
Bundesgelder, womit sie Pini als Sekretär einstellen konnte. 8

PARTEICHRONIK
DATUM: 13.12.1996
EVA MÜLLER

Gegen Ende des Jahres äusserten FDP und SVP Zweifel an der Verlässlichkeit der CVP
als bürgerliche Partnerin und warfen ihr einen Linksrutsch vor. Dabei bezogen sie sich
insbesondere auf den Investitionsbonus zur Ankurbelung der Wirtschaft und auf die
Ratifizierung der Europäischen Sozialcharta, für die sich die CVP zusammen mit der SP
aussprach. Weiter kritisierten FDP und SVP den CVP-Widerstand gegen das SBB-
Lohnopfer und insbesondere das sozialpolitisch begründete CVP-Nein zum revidierten
Arbeitsgesetz. Während die SP die Entscheide der CVP begrüsste, pochte diese auf
eine «eigenständige Zentrumspolitik»; einen Linksrutsch bestritt sie. 9

PARTEICHRONIK
DATUM: 17.12.1996
EVA MÜLLER
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Bezüglich der Aufarbeitung der Rolle der Schweiz während des Zweiten Weltkriegs ging
zuerst die SP auf Konfrontationskurs: Zu Beginn des Jahres stimmte der SP-Vorstand
einer Resolution zu, die den Rücktritt von Bundesrat Jean-Pascal Delamuraz (fdp)
forderte, weil dieser in einem Interview unter anderem Forderungen von jüdischen
Kreisen als «Lösegeld-Erpressung» bezeichnet hatte und sich danach nicht
ausreichend entschuldigt habe. Die Resolution stiess jedoch nicht nur bei den
bürgerlichen Regierungsparteien auf scharfen Protest, sondern auch bei den SP-
Sektionen der Westschweiz. Im April kündigte der Bundesrat an, eine
Solidaritätsstiftung einrichten zu wollen. Während SP, CVP und FDP die Idee
grossmehrheitlich begrüssten, drohte die Zürcher SVP unter Christoph Blocher bereits
vor der Konkretisierung des Projekts mit dem Referendum. Später lancierte Blocher
ein Gegenprojekt, um die Solidaritätsstiftung zu untergraben.

PARTEICHRONIK
DATUM: 05.03.1997
EVA MÜLLER

Insbesondere aufgrund ihrer Haltung im Bereich der bilateralen Verhandlungen warfen
SP, CVP und FDP der SVP vor, «nicht mehr bündnisfähig» zu sein. Die SVP trug die
Verhandlungen im Berichtsjahr offiziell zwar weiterhin mit, gleichzeitig sprach sie sich
aber gegen die Aufhebung der 28-Tonnen-Limite bei Lastwagen sowie gegen die
Schwerverkehrsabgabe und den freien Personenverkehr aus und drohte mit
Referenden. Die FDP mahnte die SVP per Pressedienst, «sich auf ihre einstigen
Qualitäten als bürgerliche Partnerin, die Verantwortung übernahm, zu besinnen». 10

PARTEICHRONIK
DATUM: 15.07.1997
EVA MÜLLER

Auch im Berichtsjahr herrschte zwischen den Regierungsparteien in wichtigen Fragen
keine Einigkeit, wobei wechselweise SP und SVP ausscherten. Dies zeigte sich auch bei
den Volksabstimmungen: Während sich FDP und CVP in allen Fällen regierungstreu
gaben, scherte die SP bei ihrer eigenen Initiative «Für ein Verbot der
Kriegsmaterialausfuhr» und beim dringlichen Bundesbeschluss zur
Arbeitslosenversicherung aus. Die SVP wollte in der Drogenpolitik nichts vom offiziellen
Regierungskurs wissen und befürwortete die restriktive Volksinitiative «Jugend ohne
Drogen». Ausserdem nahm die SVP als einzige Regierungspartei in der im Berichtsjahr
neu aufgelebten Diskussion über eine Liberalisierung des Schwangerschaftsabbruchs
eine restriktive Position ein. Die SP wiederum wehrte sich als einzige Bundesratspartei
gegen Abstriche im Sozialbereich und gegen den vom Bundesrat aufgestellten Fahrplan
für die Sanierung der Bundesfinanzen. 11

PARTEICHRONIK
DATUM: 09.12.1997
EVA MÜLLER

In der nachgeführten Verfassung werden neu die politischen Parteien explizit als
Mitwirkende an der Meinungs- und Willensbildung des Volkes erwähnt, womit das
Verfassungsrecht mit der gelebten Verfassungswirklichkeit in Einklang gebracht wurde.
Die von der nationalrätlichen Kommission beantragte Aufnahme der Parteien in die
totalrevidierte Verfassung wurde von der grossen Kammer einstimmig, von der kleinen
gegen die Stimme von Carlo Schmid (cvp, AI) gutgeheissen. Der Ständerat hielt
zuhanden der Materialien fest, dass der Parteienartikel keine Grundlage für eine
spätere Parteienfinanzierung bilde. 12

PARTEICHRONIK
DATUM: 09.03.1998
URS BEER

In der Finanzpolitik einigten sich die Regierungsparteien nach zähem Ringen auf einen
Kompromiss zur Verabschiedung des Stabilisierungsprogramms 98, welches zur
Sanierung des Bundeshaushalts Einsparungen von 2 Mia CHF und Mehreinnahmen von
20 Mio CHF bringen sollte. Umstritten waren von Anfang an die Sparmassnahmen im
Sozialbereich sowie die Frage von zusätzlichen Einnahmen. Die SP hatte sich vehement
gegen Einsparungen bei der AHV und ALV eingesetzt und gefordert, dass die
Haushaltssanierung auch durch Mehreinnahmen, etwa durch die Einführung einer
Kapitalgewinnsteuer erfolgen sollte. Auf bürgerlicher Seite war die Bereitschaft zur
Erschliessung weiterer Einnahmequellen klein: FDP und CVP waren zwar mit dem
Bundesrat darin einig, das dritte ALV-Lohnprozent weiterzuführen und den Plafond für
das zweite Lohnprozent zu erhöhen, darüber hinaus kamen neue Abgaben nur in Frage,
wenn der Börsenstempel abgeschafft würde und somit beträchtliche Steuerausfälle
kompensiert werden müssten. Die SVP wendete sich ausser beim zusätzlichen
Mehrwertsteuerprozent für die Sozialversicherungen generell gegen neue Steuern. 
Die erste ernsthafte Bewährungsprobe für den Zusammenhalt des runden Tisches
erfolgte, als die SP zusammen mit den Gewerkschaften am Nein zum Haushaltsziel 2001
festhielten, was ihnen heftige Kritik von bürgerlicher Seite einbrachte. Umgekehrt
stellten zahlreiche bürgerliche Parlamentarier durch ihren Eintritt in das Pro-Komitee

PARTEICHRONIK
DATUM: 14.12.1998
URS BEER
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der Wohneigentumsinitiative den runden Tisch in Frage, nachdem vorgängig
beschlossen worden war, die Volksinitiative «Wohneigentum für alle» des
Hauseigentümerverbandes abzulehnen und auf einen Gegenvorschlag bis zum Ausgleich
der Bundesfinanzen zu verzichten. Die SVP gab zu dieser Initiative die Ja-Parole aus. 13

Innerhalb von nur einem Jahr besetzten alle vier Bundesratsparteien und die Grünen
die meisten Spitzenämter neu. Es fand eine Verlagerung vom Berg ins Tal, vom Land in
die Stadt und teilweise von der Zentral- in die Ostschweiz statt: Nachdem im Oktober
2000 die SP Christiane Brunner zur Präsidentin gewählt hatte, folgte im April 2001 die
FDP, als Franz Steinegger nach über zwölf Jahren Gerold Bührer das Amt übergab. Einen
Monat später wählte die CVP Philipp Stähelin zum Nachfolger von Adalbert Durrer. Im
Oktober schliesslich bestimmten die Grünen ein Kopräsidium mit Ruth Genner und
Patrice Mugny, das Ruedi Baumann ablöste. In den Generalsekretariaten übernahmen
überwiegend Junge die Leitung oder das Amt des Pressesprechers: Im Vorjahr hatten
bei der FDP Guido Schommer Johannes Matyassy und bei der SP Reto Gamma Jean-
François Steiert als Generalsekretär ersetzt. Im Berichtsjahr folgte bei der SVP Gregor
Rutz auf Jean-Blaise Defago und bei der CVP Reto Nause auf Hilmar Gernet. Auch die
Parteisprecher wechselten: Bei der FDP ist neu die 32-jährige Barbara Perriard, bei der
SVP der 29-jährige Yves Bichsel, bei der CVP die 25-jährige Béatrice Wertli und bei der
SP Jean-Philippe Jeannerat (47) zuständig für die Öffentlichkeitsarbeit. 14

PARTEICHRONIK
DATUM: 31.12.2001
MAGDALENA BERNATH

Die Mitteparteien CVP, FDP und BDP diskutierten im Berichtjahr eine Strategie-Allianz,
um sich gegen die Polparteien SP und SVP besser zur Wehr setzen zu können. Die
vorerst geheimen Absprachen gelangten aufgrund einer Indiskretion an die
Sonntagspresse. Die drei Parteien dementierten die vermuteten strategischen
Absprachen zur Rettung der Bundesratssitze und betonten, dass es bei den Sitzungen
lediglich um die zukünftige Zusammenarbeit bei Sachthemen gegangen sei. 15

PARTEICHRONIK
DATUM: 11.05.2010
MARC BÜHLMANN

Die Zersplitterung der politischen Mitte, die sich bei einigen Kantonswahlen zeigte und
auch aus den nationalen Wahlen resultierte, fachte die Diskussion um eine
Mittekoalition weiter an. Gespräche zwischen der CVP, der BDP und der GLP über eine
mögliche Zusammenarbeit, kolportierte Fusionspläne aber auch das Szenario einer
breiten Mitte-Allianz unter Einbezug der FDP waren häufige Pressethemen. Dabei stand
neben wahltaktischen Listenverbindungen auch eine längerfristige inhaltliche
Zusammenarbeit im Fokus der Gespräche. CVP-Fraktionschef Urs Schwaller (FR)
versprach sich von einer „Neuen grossen Mitte“ mehr politischen Einfluss und die
mögliche Sicherung der gefährdeten Bundesratssitze der sich aufsplitternden Mitte-
Parteien. Relativ rasch kündigte die FDP an, die Bestrebungen für eine Allianz der Mitte
nicht mitzutragen, da eine solche nicht kompatibel mit der Konkordanz sei. Nach den
nationalen Wahlen wurde zumindest die Allianz zwischen BDP und CVP wieder ein
Thema, insbesondere im Hinblick auf die Bundesratswahlen. Die CVP sollte mithelfen,
Bundesrätin Widmer-Schlumpf zu bestätigen. Nach ihrer Wahlniederlage im Herbst
verstärkte vor allem die CVP die Bemühungen für eine engere Zusammenarbeit mit BDP
und GLP. Sogar eine Fusion mit der BDP wurde von den Christdemokraten ins Auge
gefasst, etwa in Form einer Union nach Vorbild der CDU/CSU in Deutschland. Allerdings
wurden die Pläne schnell begraben. Schliesslich kam es nicht einmal zu einer
gemeinsamen Fraktion: sowohl die CVP als auch die BDP entschieden sich für getrennte
Parlamentsfraktionen. Anfang Dezember gaben sich die beiden Parteien in einer
offiziellen Verlautbarung bis Juni 2012 Zeit, geeignete Formen der Zusammenarbeit zu
prüfen. 16

PARTEICHRONIK
DATUM: 06.12.2011
MARC BÜHLMANN

Da die drei grossen bürgerlichen Parteien keine zentralen Mitgliederverzeichnisse
führen, ist es praktisch nicht möglich, Entwicklungen hinsichtlich ihrer
Organisationsstärke zu analysieren. International zeigt sich seit langem ein teilweise
beträchtlicher Mitgliederschwund. Die SP, die ein zentrales Register führt, ist von
dieser Entwicklung nicht ausgenommen. Zwischen 1992 und 2011 verloren die
Sozialdemokraten rund 15% ihrer Mitglieder, wie der TA berichtete. Die SP wies 2011
noch 31'226 Mitglieder aus. Die von der FDP (120'000 Mitglieder), der CVP (100'000
Mitglieder) und der SVP (90'000 Mitglieder) auf Anfrage genannten Zahlen und
insbesondere die Behauptung, dass diese über die letzten 20 Jahre stabil geblieben
seien, wurden von Experten angezweifelt. Genauere Angaben lassen sich bei den

PARTEICHRONIK
DATUM: 17.10.2013
MARC BÜHLMANN
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kleineren Parteien machen, bei denen sich ein gegenteiliger Trend zeigt. Die
Mitgliederzahl der Grünen nahm zwischen 2003 und 2012 von 4'779 auf 7'523 zu. Die
BDP wuchs zwischen 2008 und 2012 von 3'500 auf 6'000 Mitglieder und die GLP hatte
ihre Mitgliederzahl zwischen 2007 und 2012 verdreifacht (2012: 3'600 Mitglieder). 17

Grosse Parteien

Im Berichtsjahr hatte die FDP immer noch mit den Folgen der Affäre Kopp sowie mit
der Staatsschutzkrise und dem damit verbundenen Vertrauensverlust der Bürger in die
FDP zu kämpfen; letzte Umfragen zum Image der Parteien zeigten aber eine
Trendwende zugunsten der FDP. vgl. auch: Fichen-Affäre 18

PARTEICHRONIK
DATUM: 19.02.1990
MATTHIAS RINDERKNECHT

Nach ihrem Nein zur Volksinitiative „Nationalbankgewinne für die AHV“ (Kosa-Initiative)
und ihrer Zustimmung zu den Sonntagsverkäufen in Bahnhöfen empfahlen die
Delegierten der FDP an ihrem Parteitag in Mendrisio (TI) das neue Partnerschaftsgesetz
mit 142:8 Stimmen bei sieben Enthaltungen zur Annahme. Mit 160:2 Stimmen billigten
sie die Union der Freisinnigen und Liberalen. Die vertiefte Zusammenarbeit mit der LP
werde die Probleme des Freisinns aber gemäss FDP-Parteipräsident Pelli nicht lösen.
Um den Wählerschwund zu stoppen, brauche es ein klares und mutiges, eigenständiges
Profil: Einerseits soll die Delegiertenversammlung aufgewertet werden, indem sie
künftig wichtige Positionen, die zuvor allein von den Leitungsgremien vorgegeben
wurden, diskutiert und verabschiedet; so erteilte die Basis der Parteileitung grünes
Licht, sich dafür einzusetzen, dass mit dem Nationalbankgold Schulden der IV abgebaut
werden. Andererseits sollen die Kantonalparteien ihre Positionen besser mit der FDP
Schweiz absprechen, vor allem, wenn es um kantonale Fragen von nationaler Bedeutung
geht. Um die entsprechenden Kontakte zu intensivieren, nimmt sich jedes
Geschäftsleitungsmitglied einer Region an: Marianne Kleiner (AR) der Ostschweiz, Ruedi
Noser (ZH) der Nordwestschweiz und Berns, der Walliser Kantonalpräsident Léonard
Bender der Westschweiz, die Tessiner Regierungsrätin Marina Masoni ihres
Heimatkantons und Parteipräsident Fulvio Pelli des Kantons Zürich. Der Luzerner
Nationalrat Georges Theiler, einziges Nicht-Mitglied des Präsidiums, stellt die
Verbindung zur Innerschweiz sicher. 19

PARTEICHRONIK
DATUM: 27.04.2005
MAGDALENA BERNATH

Die Freisinnigen gaben sich ein neues Logo, das die Partei im April der Öffentlichkeit
präsentierte. Ein blauer Schriftzug auf weissem Grund propagiert das Motto „FDP. Wir
Liberalen“. Die Basler Liberalen kritisierten das Motto wegen seiner grossen Ähnlichkeit
mit ihrem eigenen, „Die Liberalen. LDP“, und forderten die Rücknahme des Logos. Der
Streit konnte schliesslich beigelegt werden. 20

PARTEICHRONIK
DATUM: 26.04.2006
STEPHAN SCHOENHOLTZ

Da die SVP Schweiz Einzelmitglieder nicht auf direktem Weg ausschliessen kann,
forderte die Parteileitung Anfang April Widmer-Schlumpf zum Parteiaustritt bis zum 11.
April auf. Die Parteileitung begründete dies damit, dass Widmer-Schlumpf die SVP
hinters Licht geführt habe, indem sie wahrheitswidrig über das Zustandekommen ihrer
Kandidatur informiert habe. Sie habe dadurch die Partei geschädigt. Die SVP forderte
Widmer-Schlumpf auch auf, aus dem Bundesrat zurückzutreten. Falls Widmer-
Schlumpf nicht freiwillig ihre Parteimitgliedschaft niederlege, solle die Bündner
Kantonalpartei sie bis zum 30.April ausschliessen. Sollte dies verweigert werden, werde
die ganze SVP Graubünden aus der SVP Schweiz ausgeschlossen. Der SVP-
Zentralvorstand stellte sich am 4. April mit 67 zu 5 Stimmen bei 7 Enthaltungen hinter
dieses Ultimatum. Widmer-Schlumpf lehnte die Forderungen ab und wies die Vorwürfe
der SVP Schweiz zurück. Die Bündner SVP lehnte das Ultimatum der SVP Schweiz
ebenfalls ab. Es gebe keine sachlichen Gründe, Widmer-Schlumpf auszuschliessen. 21

PARTEICHRONIK
DATUM: 12.04.2008
SABINE HOHL

Die Reaktionen auf das Vorgehen der nationalen SVP gegen Widmer-Schlumpf und die
SVP Graubünden fielen unterschiedlich aus. Der Vorstand der Berner SVP richtete sich
gegen einen Ausschluss der Bündner SVP. Ein Ausschluss verletze Gesetz und
Parteistatuten. Die Delegierten der Berner SVP unterstützten mit 256 zu 222 Stimmen
diesen Positionsbezug. Die Parteiversammlung der SVP Waadt stimmte dem Ausschluss
von Widmer-Schlumpf deutlich zu, dem Ausschluss der SVP Graubünden jedoch nur mit
78 zu 70 Stimmen. Die Glarner SVP-Delegierten sprachen sich für einen Verbleib der
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Bündner SVP in der SVP Schweiz aus. Die SVP Thurgau befürwortete Ende Mai mit 139 zu
105 Stimmen den Ausschluss der Bündner SVP. Klar für das Vorgehen der Parteileitung
sprachen sich die SVP-Sektionen in den Kantonen Zürich, Appenzell Ausserrhoden,
Freiburg, Neuenburg, Genf, Tessin, St. Gallen, Aargau, Luzern, Schwyz, Obwalden, Wallis
und Baselland aus. 22

Bereits im Februar hatten die Parteispitzen von FDP und Liberalen angekündigt, dass im
Oktober der offizielle Beschluss zur Fusion der beiden Parteien fallen solle. Seit 2005
hatten sie in der freisinnig-liberalen Union zusammengearbeitet, eine gemeinsame
Bundeshausfraktion hatten sie seit 2003 gebildet. Im Juli wurden die geplanten
Statuten für eine Übergangszeit bis 2015 bekannt gemacht: Die Liberalen sollen
demnach in allen Gremien der Partei angemessen vertreten sein. Auch dürfen auf
kantonaler Ebene während der Übergangsfrist liberale und freisinnige Parteien getrennt
voneinander weiterbestehen. Jedoch soll es in den betreffenden Kantonen (relevant ist
die Regelung vor allem für die Kantone Genf, Waadt und Basel-Stadt) eine Verpflichtung
zur Zusammenarbeit zwischen Liberalen und Freisinnigen geben. Auf kantonaler Ebene
hatte es schon Fusionen in den Kantonen Freiburg und Wallis gegeben, eine weitere
ging im April im Kanton Neuenburg über die Bühne. Die geplante Fusion auf nationaler
Ebene ging bei den kantonalen Parteien in die Vernehmlassung – zusammen mit der
Frage nach einem neuen Namen für die Partei. Während in der Romandie die in einigen
Kantonen bereits verwendete Bezeichnung „Parti libéral-radical“ folgerichtig erschien,
gab es in der Deutschschweiz grossen Widerstand gegen eine Umbenennung von FDP in
FLP (Freisinnig-liberale Partei), so dass diese Idee verworfen werden musste. Man
entschied sich dafür, die Partei in der Deutschschweiz „FDP – Die Liberalen“ zu
nennen. Widerstand gegen die Fusion kam fast nur aus den Reihen der Basler
Liberaldemokraten. 23

PARTEICHRONIK
DATUM: 20.09.2008
SABINE HOHL

Am 25. Oktober beschlossen die FDP-Delegierten in Bern einstimmig die Fusion mit der
Liberalen Partei. Die Liberalen stimmten an einer gleichzeitig abgehaltenen
Versammlung ebenfalls zu und stiessen unter Applaus zu den Delegierten der
Freisinnigen hinzu. Die offizielle Gründung der neuen Partei wurde auf Februar 2009
(rückwirkend auf den 1.1.2009 hin) angesetzt. Fulvio Pelli und der Präsident der
Liberalen, Pierre Weiss, hielten zusammen eine Rede, in der sie die gemeinsamen
Wurzeln der beiden Parteien betonten. Pelli äusserte sich zudem an der Versammlung
kritisch über die Banken und riet UBS-Führungskräften, ihre Boni zurückzuzahlen. 24

PARTEICHRONIK
DATUM: 25.10.2008
SABINE HOHL

An der Delegiertenversammlung vom 28. Februar in Bern wurde die Fusion von FDP und
LP rückwirkend auf den 1. Januar 2009 juristisch besiegelt. Hauptthema der
Versammlung war das Bankgeheimnis. Die Delegierten verabschiedeten eine
Resolution, in der am Bankkundengeheimnis festgehalten wird. Dieses sei wichtig für
den Schutz der Privatsphäre und dürfe nicht aufgeweicht werden. Um mit dem Druck
des Auslands auf das Bankgeheimnis umzugehen, forderte die FDP eine Ausweitung des
mit der EU abgeschlossenen Zinsbesteuerungsabkommens auf weitere Staaten und
auch auf andere Vermögenserträge. An der Unterscheidung zwischen Steuerbetrug und
Steuerhinterziehung wird im Positionspapier festgehalten. Darüber war man sich
innerhalb der FDP allerdings nicht einig: Einen Tag nach der Delegiertenversammlung
forderte Nationalrat Philipp Müller (fdp, AG) in der Sonntagspresse, dass die Schweiz
gegenüber dem Ausland die Unterscheidung zwischen Steuerhinterziehung und
Steuerbetrug fallen lassen solle. 25

PARTEICHRONIK
DATUM: 28.02.2009
SABINE HOHL

Nach dem Verstreichen des Ultimatums an Widmer-Schlumpf und ihre Kantonalsektion
beschloss der SVP-Zentralvorstand am 18. Mai mit 84 zu 13 Stimmen, das
Ausschlussverfahren gegen die Bündner SVP einzuleiten. Am 1. Juni fiel der materielle
Entscheid für den Ausschluss, bei dem die Vertreter der Bündner SVP in den Ausstand
treten mussten, mit 81 zu 5 Stimmen. Die notwendige Zweidrittelmehrheit wurde damit
problemlos erreicht. Die ausgeschlossene SVP Graubünden kündigte die Gründung
einer neuen Partei für den 16. Juni an. Zur neuen Partei gehören würden die beiden
bisherigen SVP-Regierungsräte Barbara Janom und Hansjörg Trachsler, sowie die
Nationalräte Gadient und Hassler, ebenso die meisten SVP-Grossräte im Bündner
Parlament. Auch im Kanton Bern trat eine Gruppe von 35 Dissidenten um den
Nationalrat Hans Grunder am 2. Juni an die Öffentlichkeit. Dazu gehörten auch SVP-
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Regierungsrat Urs Gasche und Ständerat Werner Luginbühl. Bereits seit April hatte es
Berichte über die so genannte „Gruppe Bubenberg“ gegeben. Diese Gruppe verfolgte
nun die Alternativen Austritt der ganzen Berner SVP aus der SVP Schweiz und Gründung
einer neuen Partei. Eine Resolution mit der Austrittsforderung wurde an den Vorstand
der Berner SVP gerichtet. Ein Austritt der ganzen Berner SVP hätte allerdings eine
Zweidrittelmehrheit an der Delegiertenversammlung erfordert. Hans Grunder und
Ursula Haller kündigten an, eine neue Partei zu gründen, falls dies nicht erreicht werde.
Bundesrat Samuel Schmid sprach sich für einen Austritt der Berner SVP aus der
nationalen Partei aus und machte bekannt, dass er einer allfälligen neuen Partei
beitreten würde. Der ehemalige Vizepräsident der SVP Glarus, Martin Landolt, kündigte
die Gründung einer neuen Partei im Kanton Glarus an. Die nationale SVP-Spitze
reagierte gelassen auf die Abspaltungsgefahr. Es handle sich nur um eine
Flurbereinigung. 26

Im Vorfeld der kantonalen Wahlen in Zürich wurde in der Sonntagszeitung ein brisanter
parteiinterner Streit kolportiert. 2006 hätte sich die Zürcher Kantonalsektion gegen die
Aufnahme des damals aus der Grünen Partei ausgetretenen Martin Bäumle (glp) in die
FDP-Fraktion gestellt, obwohl die nationale Partei dies befürwortet hätte. Nationalrat
Ruedi Noser (ZH) warf Nationalrätin Doris Fiala (ZH), damals Kantonsrätin vor, die
Aufnahme von Bäumle verhindert zu haben, weil sie den Verlust des eigenen guten
Listenplatzes bei den nationalen Wahlen 2007 befürchtet habe. Die FDP hätte – so
Noser gemäss „Sonntagszeitung“ – heute weniger Konkurrenz zu fürchten, hätte man
Bäumle damals aufgenommen. 27

PARTEICHRONIK
DATUM: 03.04.2011
MARC BÜHLMANN

2008 hatten die Delegierten der Liberalen Partei und der FDP die Fusion beschlossen,
die 2009 vertraglich geregelt wurde. Es wurde eine Übergangsfrist bis 2015 vorgesehen,
während derer die Fusion in allen Kantonen umgesetzt werden sollte. Während der
Zusammenschluss in den Kantonen Wallis und Neuenburg noch 2008 vollzogen worden
war, stand die liberal-radikale Fusion im Berichtsjahr in den Kantonen Basel-Stadt, Genf
und Waadt weiterhin aus. Im Kanton Basel-Stadt ist eine Fusion vorderhand kein
Thema, im Kanton Waadt ist sie für 2012 geplant. Im Kanton Genf wurde der offizielle
Akt nach rund zweijährigen Vorverhandlungen im Mai des Berichtsjahres – also noch vor
den Nationalratswahlen – vollzogen. Der Parti Libéral Genevois (PLG) und der Parti
Radical Genevois (PRG), beide mehr als hundert Jahre alt, gaben ihre Eigenständigkeit
und ihre Namen am 24. Mai zugunsten des neuen Parti libéral-radical (PLR) auf. Die
Fusion in Genf ging allerdings nicht ohne Nebengeräusche über die Bühne. Viele
Delegierte sprachen von einer Vernunftheirat ohne Enthusiasmus. Dennoch stimmten
die Abgeordneten beider Parteien (PLG: 213 zu elf Stimmen und zwei Enthaltungen;
PRG: 149 zu 19 Stimmen bei drei Enthaltungen) letztlich deutlich für den
Zusammenschluss. Der neue Präsident der Partei – Alain-Dominique Mauris – wurde
Ende Mai per Akklamation gewählt. 28

PARTEICHRONIK
DATUM: 27.10.2011
MARC BÜHLMANN

Mit der Fusion der LP und der FDP im Kanton Waadt war der 2008 beschlossene
Prozess des Zusammengehens von Liberalen und Freisinnigen abgeschlossen. Die
Waadtländer Radicaux und Libéraux lösten sich am 7. September bzw. am 26.
September auf und gründeten die neue PLR.Les Libéraux-Radicaux. Im Kanton Genf
feierte die FDP Ende Mai ihr einjähriges Fusionsjubiläum. Der einzige Kanton, in dem es
Ende 2012 noch eine Liberale Partei gab, blieb damit Basel-Stadt. Dort ist ein
Zusammengehen zwischen Liberal-Demokratischer Partei (LDP) und FDP kein Thema.
Zwar wäre die Baselstädtische FDP-Spitze durchaus für ein Zusammengehen zu haben –
immerhin wären die beiden Parteien zusammen mit 18,3% Wähleranteil die stärkste
bürgerliche Kraft im Kanton – die LDP hatte jedoch 2007 eine Heirat deutlich mit 80%
Nein-Stimmen abgelehnt. 29

PARTEICHRONIK
DATUM: 11.10.2012
MARC BÜHLMANN

Die FDP des Kantons Neuenburg musste ebenfalls mit einigen Krisen fertig werden. Auf
der einen Seite sorgte der juristisch noch nicht abgeschlossene Fall Hainard nach wie
vor für Schlagzeilen. Frédéric Hainard musste 2011 nach einer Affäre aus der
Kantonsregierung zurücktreten. Er trat in der Folge aus der FDP aus und gründete die
„Neue liberale Partei“, mit der er bei Kommunalwahlen in La Chaux-de-Fonds antrat.
Die FDP wehrte sich erfolglos gegen die Verwendung dieses Parteinamens. Auf der
anderen Seite wurde die FDP, die mit drei Sitzen in der Kantonsregierung die Mehrheit
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hält, für die Regierungskrise im Kanton mitverantwortlich gemacht. Erschwerend kam
noch hinzu, dass der seit 2009 amtierende Staatsrat Claude Nicati aufgrund
parteiinterner Streitigkeiten Mitte Oktober aus der FDP austrat und sich für eine
Wiederwahl nicht zur Verfügung stellen wollte, zumindest nicht für die FDP. Nicati
verhandelte in der Folge mit der GLP und der BDP. 30

Nachdem die CVP und die BDP nach den Nationalratswahlen und vor den
Bundesratswahlen laut über eine mögliche Fusion nachgedacht hatten, wurde Ende
2011 eine Arbeitsgruppe eingesetzt, die Ende Mai 2012 zum Schluss kam, dass eine
Fusion nicht geeignet sei. Allerdings werde ein Kooperationsmodell angestrebt, in
dessen Rahmen Koordinationstreffen zwischen den Parteispitzen und den Fraktionen
stattfinden sollen. Darüber hinaus sollen Listenverbindungen und gemeinsame
Wahlplattformen bei nationalen Wahlen sowie gemeinsame Aktivitäten bei
Abstimmungen angestrebt werden. Ein Zusammenschluss sei zwar in der Arbeitsgruppe
als theoretische Option ebenfalls diskutiert worden, es hätte sich aber gezeigt, dass
eine Fusion von der Basis beider Parteien nicht goutiert würde. 31

PARTEICHRONIK
DATUM: 06.10.2013
MARC BÜHLMANN

Die 2008 beschlossene Fusion zwischen der nationalen FDP und der nationalen LP ist
bis anhin noch nicht in allen Kantonalsektionen vollzogen worden. Im Berichtsjahr
vertieften die Liberalen und die FDP in den Kantonen Genf und Waadt ihre
Fusionspläne. Kein Thema ist ein Zusammengehen vorderhand im Kanton Basel-Stadt,
wo die Liberale Partei im Berichtsjahr mit der Rückkehr zur Bezeichnung
Liberaldemokraten, ihren alten Namen wieder annahm. 32

PARTEICHRONIK
DATUM: 13.10.2013
MARC BÜHLMANN

Die Zusammenarbeit zwischen CVP und BDP war auch im Berichtjahr
Diskussionsgegenstand. Von einer Fusion war zwar 2013 explizit nicht mehr die Rede,
anhand institutionalisierter Treffen der Bundeshausfraktionen und gemeinsam
geführter Abstimmungskampagnen sollte aber eine schrittweise Annäherung
vorgenommen werden. So wurden in der Presse etwa der gemeinsame Auftritt in der
Abstimmungskampagne für den Preisaufschlag der Autobahnvignette oder ein
gemeinsam verfasstes Diskussionspapier zu Migration und Personenfreizügigkeit als
Zeichen einer weiteren Annäherung der beiden Parteien gewertet. Die Zusammenarbeit
sollte aber nicht nur inhaltlich, sondern auch praktisch intensiviert werden. BDP-
Präsident Landolt (GL) kündigte an, dass eine gemeinsame Wahlkampagne, die
komplementär zu den je eigenständigen Kampagnen geführt werden solle, sowie
möglichst flächendeckende Listenverbindungen geplant seien. 33

PARTEICHRONIK
DATUM: 24.10.2013
MARC BÜHLMANN

Linke und ökologische Parteien

Weil ihnen die Grünen zu weit links stehen, zogen die aus der Zürcher GP
ausgetretenen Grün-Liberalen Zürich (GLiZ) ihr Beitrittsgesuch bei der GP Schweiz
zurück und beschlossen den Alleingang. Im Nationalrat hatte sich der Grünliberale
Martin Bäumle (ZH) nach seinem Ausschluss aus der Grünen Fraktion um die Aufnahme
in die EVP-EDU-Fraktion bemüht, welche jedoch nicht zustande gekommen war – im
Gegensatz zum Zürcher Kantonsrat, wo die beiden GLiZ-Vertreter der EVP-Fraktion
genehm sind. 34

PARTEICHRONIK
DATUM: 24.03.2005
MAGDALENA BERNATH

Gemeinsam mit Solidarités, den Alternativen Listen und der Jungen Alternative, die alle
links von der SP politisieren, gründete die PdA eine nationale Föderation, die sich
selbst als antikapitalistische Bewegung definiert. In der Westschweiz will sie unter dem
alten Namen „A gauche toute“, in der Deutschschweiz vielleicht als „Die Linke“
auftreten. Vorgesehen waren gemeinsame Listen bei den eidgenössischen Wahlen 2007
mit dem Ziel, im Nationalrat wieder Fraktionsstärke zu erreichen. Die Verwirklichung
dieses Ziels würde sowohl finanzielle Vorteile als auch die Mitarbeit in den
parlamentarischen Kommissionen bringen. Ein Grundlagenpapier forderte die
Zusammenarbeit der Föderation mit libertären Bewegungen und deren Zeitungen. Auch
Volksinitiativen zu den Themen Minimallohn oder eidgenössische Erbschaftssteuer
waren geplant. 35
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Im Berichtsjahr waren Bemühungen im Gange, eine neue, gesamtschweizerisch aktive
Partei links der SP zu gründen, die verschiedene linksalternative Bewegungen unter ein
gemeinsames Dach bringen soll. Die Gruppierung mit dem Namen „Linke Alternative“
(auf Französisch „La Gauche“, auf Italienisch „La Sinistra“) hielt im November in
Schaffhausen eine Versammlung ab, an der der Gründungsbeschluss für eine neue
Partei gefasst wurde, die antikapitalistisch und ökosozialistisch politisieren soll. Die
Partei soll 2010 offiziell gegründet werden und Wähler und Wählerinnen ansprechen,
die von der Politik von SP und Grünen enttäuscht sind. Am Gründungskongress in
Schaffhausen wurden auch erste inhaltliche Positionen festgelegt. Unter anderem
fordert die „Linke Alternative“ ein bedingungsloses Grundeinkommen und eine
Einheitskrankenkasse. Zu den Initianten gehören Vertreter der PdA Waadt (POP) – mit
dem Zugpferd Josef Zisyadis (pda, VD) – und Deutschschweizer Alternative. 36

PARTEICHRONIK
DATUM: 27.11.2009
SABINE HOHL

Die Ökoliberale Bewegung Schaffhausen (ÖBS), eine der nationalen Grünen Partei
angeschlossene Gruppierung, meldete den Wunsch eines einjährigen Status als
Beobachterin bei der GLP an. Die 1990 aufgrund eines Zusammenschlusses von
Jungliberalen und Umweltgruppierungen entstandene ÖBS hielt im Schaffhauser
Parlament fünf Sitze, die sich bei den kantonalen Wahlen auf vier reduzierten. Die
Delegierten der GLP gewährten den Wunsch Anfang Mai an ihrer Versammlung in Chur.
Die ÖBS blieb während dieses Jahres Mitglied der GP und wollte sich anschliessend für
eine der beiden Parteien entscheiden. 37

PARTEICHRONIK
DATUM: 07.05.2012
MARC BÜHLMANN

Nachdem sich 2021 eine Faktion von SolidaritéS abgespaltet und die neue Partei
Résistons gegründet hatte, vertieften sich die Konflikte zwischen den Genfer
Linksaussen-Parteien in den Jahren 2022 und 2023. Die in der Presse verhandelten
Streitpunkte betrafen dabei keine politischen Inhalte, sondern ausschliesslich Fragen
der Strategie und des Zusammenarbeitsstils.
Résistons war zunächst Teil der Wahlallianz Ensemble à Gauche (EàG) geblieben, zu
welcher neben SolidaritéS auch die Partei der Arbeit (PdA) und DAL (Défense des aî-né-
e-s, des locataires, de l’emploi et du social) gehörten. Allerdings wurde viel Geschirr
zerschlagen, als im Februar 2022 die Vertreterinnen und Vertreter von Résistons an
einer Sitzung des Vereins «Ensemble à Gauche – Grand Conseil» versuchten, diesen
praktisch in eine ordentliche Partei umzuwandeln, indem er für Einzelmitglieder
geöffnet würde. An jener Sitzung stellte Résistons die Mehrheit der Teilnehmenden und
brachte überraschend eine entsprechende Statutenänderung ein, die gegen den
Widerstand der drei anderen Allianzpartner auch angenommen wurde. Ursprünglich
war der Verein bloss zur Abwicklung administrativer Belange, die sich aus der
gemeinsamen Fraktion der vier EàG-Partner ergaben, gegründet worden, und EàG hatte
ausschliesslich aus den vier Organisationen als Kollektivmitgliedern bestanden. Nach
der faktischen Übernahme des Vereins trat Résistons als «EàG-Genève» auf. Dies
führte zu weiterer Empörung bei SolidaritéS, PdA und DAL, die kritisierten, der Name
der einst von ihnen gegründeten Wahlallianz werde damit von den Dissidentinnen und
Dissidenten usurpiert. Sie trugen den «Namenskrieg» («guerre des noms», wie die
Tribune de Genève schrieb) gar vor Gericht.
Hinzu kamen ein Streit um die korrekte Aufteilung der Fraktionsbeiträge, die die
gemeinsame Fraktion im Grossen Rat erhalten hatte, und Vorwürfe, dass Résistons-
Mitglieder gegenüber den anderen Partnern autoritär aufgetreten und verbale Gewalt
angewandt hätten. SolidaritéS, PdA und DAL sahen schliesslich keine Basis für eine
Zusammenarbeit mehr und beschlossen im Herbst 2022, für die kantonalen Wahlen
2023 zu dritt eine gemeinsame Liste mit dem Namen «Ensemble à Gauche: SolidaritéS,
DAL, Parti du Travail» zu bilden, von welcher Résistons ausgeschlossen wurde.
Résistons seinerseits bezeichnete die Beziehungen zu den drei ehemaligen Partnern in
der Presse ebenfalls als stark beschädigt, plädierte aber aus wahltaktischen Gründen
dennoch für eine gemeinsame Liste, da bei einer Aufspaltung auf zwei Listen das
Quorum von 7 Prozent für einen Einzug ins Kantonsparlament unerreichbar bleiben
dürfte und somit gar keine Linksaussen-Partei mehr im Parlament vertreten wäre. Weil
SolidaritéS, PdA und DAL aber hart blieben, präsentierte Résistons schliesslich eine
eigene Liste – unter der Bezeichnung «Ensemble à Gauche – Liste d’Union Populaire»,
was für erneuten scharfen Protest der drei Gründungsorganisationen von «Ensemble à
Gauche» sorgte. Die PdA schloss zudem zwei ihrer prominenteren Mitglieder – alt
Nationalrat Jean Spielmann und alt Grossrätin Salika Wenger – aus der Partei aus, weil
diese sich auf die Wahlliste der Konkurrenz hatten setzen lassen. Nachdem ein
Einigungsversuch in letzter Minute gescheitert war, zogen die beiden Listen im April
2023 schliesslich definitiv getrennt in die kantonalen Wahlen. Mit 3,55 Prozent für

PARTEICHRONIK
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«EàG: Sol, DAL, PdT» und 3,08 Prozent für «EàG – LUP» verpassten erwartungsgemäss
beide das Quorum von 7 Prozent deutlich. 38

Im Mai 2023 wurde im Kanton Genf mit der Union Populaire eine neue Linksaussen-
Partei gegründet. Gemäss einer Medienmitteilung mobilisierte die
Gründungsversammlung einige Dutzend Unterstützerinnen und Unterstützer. Nach
eigenen Angaben will die Union Populaire eine kämpferische Partei sein, die für soziale
Gerechtigkeit, Umwelt und Demokratie eintritt und sich gegen eine «neoliberale Politik,
die sowohl sozial als auch ökologisch verheerend» sei, zur Wehr setzen will.
Ihre Wurzeln hat die Union Populaire in der Partei «Résistons», die 2021 als Abspaltung
von SolidaritéS gegründet worden war, 2022 den Namen «EàG-Genève» verwendete
und für die Genfer Grossratswahlen vom April 2023 die Liste «Ensemble à Gauche –
Liste d’union populaire» aufgestellt hatte. Auch wenn die Liste das Quorum von 7
Prozent und damit den Einzug ins Kantonsparlament deutlich verpasst hatte, fühlten
sich ihre Vertreterinnen und Vertreter gemäss der Medienmitteilung durch die
Unterstützung, die sie im Wahlkampf erfahren hatten, zur Parteineugründung ermutigt.
Auch bei den Nationalratswahlen im Oktober 2023 wolle man kandidieren und dann den
Nationalratssitz der abtretenden Stefania Prezioso Batou verteidigen, so die Partei in
der Medienmitteilung. Ob die Vorgängerpartei «Résistons» formell aufgelöst oder nur
faktisch durch die Union Populaire ersetzt wurde, geht aus den uns vorliegenden
Quellen nicht hervor. 39

PARTEICHRONIK
DATUM: 06.05.2023
HANS-PETER SCHAUB

Die GLP im Jahr 2023: Kurzüberblick

Im Zentrum des Jahres 2023 standen für die GLP wie auch für die anderen Parteien die
National- und Ständeratswahlen. Für die Grünliberalen brachten diese einen herben
Dämpfer. Nicht nur ging – nachdem sie sich ursprünglich eine deutliche Steigerung zum
Ziel gesetzt hatten – ihr Wählendenanteil leicht zurück, sondern ihre
Nationalratsfraktion schrumpfte – teilweise wegen Proporzpech – sogar um mehr als
einen Drittel. Dass sie den Wiedereinzug in den Ständerat schafften, war für die
Grünliberalen nur ein schwacher Trost. Als neue Fraktionspräsidentin bestimmten die
Grünliberalen nach den Wahlen Corina Gredig (glp, ZH), die auf die in den Ständerat
wechselnde Tiana Angelina Moser (glp, ZH) folgte.
Ihre zuvor gehegten Bundesratsambitionen begrub die GLP nach dem deutlichen
Verpassen ihrer Wahlziele. Mit der Wahl ihres Kandidaten Viktor Rossi zum
Bundeskanzler ist sie künftig dennoch im Bundesratszimmer vertreten. Die
Grünliberalen sind damit die erste Partei der Schweizer Geschichte, die einen
Bundeskanzler stellt, ohne ein Bundesratsmitglied zu haben.
Nach den Parlamentswahlen gab in den Medien die künftige Ausrichtung der GLP Stoff
für Spekulationen: Während Parteipräsident Jürg Grossen in Interviews gewisse
Avancen nach Rechts zu machen schien, schloss sich mit Tiana Angelina Moser die
einzige GLP-Ständerätin der Ratsgruppe der Grünen an. Ein wichtiger Geldgeber der
Partei wiederum sprach sich für eine Parteifusion mit der Mitte aus.
Erfreulicher als die eidgenössischen Wahlen waren für die GLP in der ersten
Jahreshälfte eine Reihe kantonaler Parlamentswahlen verlaufen, auch wenn die
Zugewinne bereits bescheidener als noch in den Vorjahren ausfielen: Im Tessin und in
Appenzell Ausserrhoden gelang der GLP jeweils der erstmalige Einzug ins
Kantonsparlament, im Baselbieter Landrat erreichte sie erstmals Fraktionsstärke. Und
auch in Glarus konnte die GLP – hier nicht aufgrund eines Wahlerfolgs, sondern wegen
Parteiübertritten – erstmals eine eigene Fraktion bilden.
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Liberale Parteien

Während der Frühjahressession bot die LP SVP-Parlamentariern, die sich mit der Politik
ihrer Mutterpartei nicht mehr identifizieren können, eine Zusammenarbeit an. Die
Partei erwog gar die Bildung einer gemeinsamen Fraktion aus LP und oppositionellen
SVP-Mitgliedern. Diese Pläne verliefen allerdings bis zum Jahresende im Sand. 40

PARTEICHRONIK
DATUM: 02.05.2000
DANIEL BRÄNDLI

Am ihrem Wahlkongress in Lausanne bekräftigten die Liberalen ihre Absicht, wieder
eine bedeutendere Rolle in der Bundespolitik spielen zu wollen. Ziel sei es, in den
eidgenössischen Wahlen vom Herbst die 1999 verlorenen Ständeratsmandate
zurückzuerobern. Deshalb bewarben sich die Liberalen nicht nur in ihren vier
Stammkantonen (VD, GE, NE, BS) für einen Sitz in der kleinen Kammer, sondern erstmals
auch im Wallis. In den meisten Kantonen gingen sie zudem eine Listenverbindung mit
der FDP ein. Gemäss Parteipräsident Claude Ruey (VD) sollte das Verhältnis zur FDP
aber nicht über die Zweckgemeinschaft der Listenverbindung hinausgehen – eine
Fusion komme nicht in Frage. 41

PARTEICHRONIK
DATUM: 26.06.2003
MAGDALENA BERNATH

Bei den eidgenössischen Wahlen verlor die Liberale Partei zwei ihrer sechs bisherigen
Mandate im Nationalrat (darunter den Sitz von Christine Wirz-von Planta, BS) und
büsste damit ihre Fraktionsstärke ein. Die vier liberalen Parlamentarier, welche alle aus
der Romandie stammen, schlossen sich der FDP-Fraktion an; diese trug dem Zuwachs
Rechnung, indem sie sich in der französischen Version in „groupe radical-liberal“
umbenannte. Erste Gespräche über eine engere Zusammenarbeit der beiden Parteien
auf nationaler Ebene hatten bereits im Sommer stattgefunden; der gemeinsame
Ständeratswahlkampf der beiden Präsidenten Claude Ruey (lp) und Christiane
Langenberger (fdp) in der Waadt sowie die Verluste beider Parteien in den
Nationalratswahlen hatten die Annäherung gefördert. Auf nationaler Ebene bilden
Liberale und Freisinnige künftig eine Föderation, die kantonalen Parteistrukturen
bleiben jedoch erhalten. Die Empfehlungen der LP zu den eidgenössischen Vorlagen
deckten sich mit jenen der FDP, mit Ausnahme der Revision der Volksrechte, zu der die
Liberalen die Nein-Parole herausgaben. 42

PARTEICHRONIK
DATUM: 03.11.2003
MAGDALENA BERNATH

Im Januar beschlossen die Liberalen in Neuenburg oppositionslos, eine Föderation mit
den Freisinnigen einzugehen (bei den eidgenössischen Wahlen hatte die LP ihre
Fraktionsstärke eingebüsst und sich der FDP-Fraktion angeschlossen). Liberale und
Freisinnige bleiben eigenständige Parteien mit eigenen Statuten, wollen aber künftig
gemeinsame Fachtagungen und gemeinsame Delegiertenversammlungen durchführen
und sich die Kommissions- und Sekretariatsarbeit teilen. In einer von 200 Liberalen
beantworteten Umfrage sprachen sich zwei Drittel für ein Bündnis mit den Freisinnigen
aus, gleich viele lehnten aber eine eigentliche Fusion ab, lediglich 13% sprachen sich für
diese Variante des Zusammengehens aus. Gemäss Parteipräsident Ruey bilde die Fusion
der beiden Parteien auf nationaler Ebene eine langfristige Option, auf kantonaler Ebene
sei sie wenig wahrscheinlich. 69% der Liberalen hatten sich für eine Allianz mit der FDP,
14% mit der SVP und 17% für eine Dreifachallianz ausgesprochen. 43

PARTEICHRONIK
DATUM: 19.06.2004
MAGDALENA BERNATH

Im Sommer zog Parteipräsident Ruey eine positive Bilanz der Zusammenarbeit mit der
FDP auf eidgenössischer Ebene und sprach sich für eine Fortführung der Kooperation
aus. Die Annäherung sei ein Mittel, die schweizerische Politik zu dynamisieren, welche
heute wegen der starren Politik von SP und SVP immer mehr unter Blockaden leide. 44

PARTEICHRONIK
DATUM: 21.06.2004
MAGDALENA BERNATH

Anfang April billigten die Liberalen im Beisein von FDP-Präsident Fulvio Pelli (TI) die
Statuten zur Neugründung einer Union der Freisinnigen und Liberalen (UFL), und zwei
Monate später stimmten ihr beide Parteien an einer gemeinsamen
Delegiertenversammlung in Neuenburg zu. LP-Präsident Claude Ruey (VD) betonte die
Notwendigkeit, dass sich die liberalen Kräfte geschlossen der Blockierung der Politik
von rechts und links entgegenstellten. Die neue Union ist als Verein konstituiert und
setzt sich vorrangig zum Ziel, die Arbeit der beiden Parteien auf eidgenössischer Ebene
anzugleichen und zu koordinieren sowie eine Annäherung in den Kantonen zu fördern.
Geplant sind vorerst gemeinsame Abstimmungskampagnen, Fachtagungen und eine
UFL-Plattform für die eidgenössischen Wahlen 2007. Geleitet wird die Union von einem

PARTEICHRONIK
DATUM: 06.04.2005
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zwölfköpfigen Vorstand und einer Generalversammlung, die aus den
Vorstandsmitgliedern beider Parteien, den Präsidenten der Kantonalparteien und der
Fraktionen sowie Vertretungen der Jungen und der Frauen besteht. Im November
bestimmten LP und FDP den liberalen Genfer Grossrat Pierre Weiss zum ersten
politischen Verantwortlichen der UFL. Er soll die Aktivitäten der Union koordinieren
und den Weg zu allfälligen Fusionen der beiden Parteien auf kantonaler Ebene ebnen.
Gemäss Weiss stehe die Fusion im Kanton Freiburg unmittelbar bevor, und im Wallis
komme sie rasch voran. In Neuenburg steige ein Liberaler als UFL-Kandidat in die
Ersatzwahl für den Regierungsrat. In mehreren Waadtländer Gemeinden gäbe es UFL-
Listen, und auch in den Kantonen Genf und Basel-Stadt sei der Annäherungsprozess im
Gang. 45

Die enge Zusammenarbeit mit der FDP im Rahmen der freisinnig-liberalen Union fand
kantonal wie kommunal nur vereinzelt ein Echo, so in Corcelles-Cormondrèche (NE), wo
im März die „Union radicale-liberale“ gegründet wurde. Im Kanton Freiburg kam es zur
Fusion der FDP mit der dort sehr kleinen LP zum „Parti libéral-radical“. Im Kanton
Wallis, wo den Liberalen ebenfalls nur geringe Bedeutung zukommt, fand die
Zusammenarbeit in der gemeinsamen Parlamentsfraktion statt. Auf nationaler Ebene
beschlossen die Delegierten beider Parteien im Dezember die weitere Zusammenarbeit
in der seit 2003 bestehenden gemeinsamen Fraktion im Bundesparlament. 46

PARTEICHRONIK
DATUM: 20.07.2006
STEPHAN SCHOENHOLTZ

Im Januar hielt die Liberale Partei gemeinsam mit der FDP eine Veranstaltung in Genf
ab, an der die beiden Parteien über die Initiative für eine Einheitskrankenkasse
diskutierten. Der Präsident der Liberalen, Claude Ruey (VD), plädierte in einer Rede für
eine noch engere Zusammenarbeit der beiden Parteien, sprach jedoch nicht von
Fusion. Die Atmosphäre zwischen Freisinnigen und Liberalen an der Veranstaltung
wurde in der Presse als kühl beschrieben. 47

PARTEICHRONIK
DATUM: 20.01.2007
SABINE HOHL

Nach den Nationalratswahlen, welche den Verlust von 0,3 Prozentpunkten Wähleranteil
und eine gleich bleibende Sitzzahl (4) gebracht hatten, kündigte Parteipräsident Ruey
(VD) an, dass er eine Fusion mit der FDP anstrebe. Die beiden Parteien sollten sich nach
seiner Vorstellung auf nationaler Ebene vereinen, auf kantonaler Ebene jedoch
weiterhin getrennt voneinander auftreten. Ruey schlug vor, die fusionierte Partei solle
einen neuen Namen erhalten. Die Liberal-demokratische Partei des Kantons Basel-
Stadt, die einzige Deutschschweizer Sektion der LPS, erklärte, sie sei mit den Plänen für
einen Zusammenschluss von FDP und LP nicht einverstanden. 48

PARTEICHRONIK
DATUM: 23.10.2007
SABINE HOHL

Im Februar kündigten die Parteispitzen von LP und FDP an, dass der offizielle Beschluss
zur Fusion der beiden Parteien am 25. Oktober fallen solle. In den vorgesehenen
Statuten für eine Übergangszeit bis 2015 wurden den Liberalen eine Vertretung im
Vizepräsidium und 3 von 20 Vorstandssitzen zugesichert. Zudem dürfen in denjenigen
Kantonen, in denen es Liberale und Freisinnige gibt, diese vorläufig nebeneinander
weiterbestehen. Allerdings sollen sie zur Zusammenarbeit verpflichtet sein. 49

PARTEICHRONIK
DATUM: 24.02.2008
SABINE HOHL

Im April beschlossen die Liberalen und die Freisinnigen des Kantons Neuenburg zu
fusionieren. Beide Parteien haben im Kanton einen nennenswerten Wähleranteil
(Liberale bei den letzten Wahlen 14,8%, Freisinnige 12,7%). Der neue „Parti libéral-
radical“ ist damit die stärkste Partei in Neuenburg. 50

PARTEICHRONIK
DATUM: 10.04.2008
SABINE HOHL

Am 25. Oktober stimmten die Delegierten der Liberalen in Bern der Fusion mit den
Freisinnigen mit 49 zu 8 Stimmen bei einer Enthaltung zu. Der Fusionsvertrag soll im
Februar 2009 besiegelt werden und rückwirkend auf den 1. Januar 2009 in Kraft treten.
Die Delegierten aus Basel-Stadt lehnten (mit Ausnahme von Christine Wirz, die als
Vizepräsidentin der LP Schweiz an der Vorbereitung der Fusion beteiligt war) die Fusion
ab. Der Basler Regierungsrat Christoph Eymann (lp) bezeichnete diese als von oben
aufoktroyiert. Das Ziel sei bloss der Machterhalt, es gebe keine inhaltliche Zielsetzung.
Die Basler Liberalen kündigten an, im Januar 2009 über den Verbleib in der neuen
nationalen Partei zu befinden. 51

PARTEICHRONIK
DATUM: 25.10.2008
SABINE HOHL
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Die „Demokratisch-Soziale Partei“ (DSP), eine 1982 gegründete SP-Abspaltung im
Kanton Basel-Stadt, löste sich im März auf. Grund war ein Mangel an Mitgliedern, die
bereit waren, Leitungsfunktionen zu übernehmen. Die Kleinpartei DSP war in Basel-
Stadt über längere Zeit in der Regierung vertreten gewesen. Bei den Parlamentswahlen
2008 hatte sie noch drei Sitze geholt. 52

PARTEICHRONIK
DATUM: 18.03.2009
SABINE HOHL

Die Fusion zwischen FDP und LPS war von den nationalen Delegierten beider Parteien
im Oktober 2008 beschlossen worden. Der Fusionsvertrag sieht eine Übergangsfrist
bis 2015 vor. Bis dahin sollen auch alle kantonalen Sektionen den Zusammenschluss
vollzogen haben. In drei der sechs Kantone, in denen die LPS traditionell stark verankert
war (FR, VS, NE) fand die Fusion noch 2008 statt (in FR bereits 2006). Im Kanton Genf
heirateten die Liberalen und die Radikalen im Berichtsjahr. Die Fusion im Kanton Waadt
ist für 2012 geplant. Einzig im Kanton Basel-Stadt ist die Verbindung kein Thema. Die
Liberale Partei hat 2010 dort denn auch wieder ihre ursprüngliche Bezeichnung
„Liberaldemokraten“ übernommen und gilt als statutarisch eigenständige und
unabhängige Partei. Man habe zwar häufig gemeinsame Positionen, aber keine Lust mit
einer Partei zu fusionieren, welche die SVP zuweilen rechts zu überholen versuche, gab
der Baselstädtische Regierungsrat Christoph Eymann in einem Interview zu Protokoll. 53

PARTEICHRONIK
DATUM: 24.05.2011
MARC BÜHLMANN

Im Berichtjahr wurde mit der Fusion im Kanton Waadt zwischen Radicaux und Libéraux
der 2008 beschlossene und seit 2009 in allen Kantonen durchgeführte Fusionsprozess
zwischen der Liberalen Partei und der FDP abgeschlossen. Einzig im Kanton Basel-Stadt
ist eine Fusion zwischen der Liberal-Demokratischen Partei und der FDP weiterhin kein
Thema. Die LDP ist zwar seit 2009 Mitglied der FDP.Die Liberalen auf eidgenössischer
Ebene, will aber auf kantonaler Ebene selbständig bleiben. 54

PARTEICHRONIK
DATUM: 05.09.2012
MARC BÜHLMANN

Konservative und Rechte Parteien

Im Herbst stellte die EVP klar, dass sie in absehbarer Zeit keine Fusion mit der CVP
anstrebe, die gute Zusammenarbeit in inhaltlichen Fragen solle aber verstärkt werden.
Die Christlichdemokraten hatten im Zusammenhang mit der von ihnen gewünschten
Überwindung der Konfessionshürde auch die Idee einer möglichen Fusion mit der EVP
diskutiert. 55

PARTEICHRONIK
DATUM: 04.09.2004
MAGDALENA BERNATH

Die Gründung der BDP erfolgte zunächst in drei Kantonen: Im Juni in Graubünden
(zuerst unter dem Namen BPS, der nach einer Namensstreitigkeit mit einer Kleinpartei
wieder aufgegeben wurde) und in Bern, im August in Glarus. Durch Übertritte von
bisherigen SVP-Vertretern in kantonalen Parlamenten und Regierungen verfügte die
BDP schon bald über rund 50 Sitze in kantonalen Parlamenten und vier Sitze in
kantonalen Regierungen (2 in Graubünden und je einen in Bern und Glarus). Als
Kleinpartei war die BDP in der speziellen Situation, auf Anhieb zwei Vertreter, Samuel
Schmid und Eveline Widmer-Schlumpf, im Bundesrat zu haben. Schmids Sitz ging aber
nach seinem Rücktritt zurück an die SVP. Im nationalen Parlament konnte die BDP mit
vier Vertretern im Nationalrat (Hansjörg Hassler, Brigitta Gadient, Ursula Haller und
Hans Grunder) und einem Ständerat (Werner Luginbühl) bis Ende des Jahres keine
eigene Fraktion bilden. 56

PARTEICHRONIK
DATUM: 20.09.2008
SABINE HOHL

Auf nationaler Ebene wurde die BDP Schweiz am 1. November gegründet. Hans Grunder
(BE), der die treibende Kraft bei der Gründung in Bern gewesen war, wurde einstimmig
zum ersten Präsidenten gewählt, Vizepräsidentin wurde die Bündner Regierungsrätin
Barbara Janom. Die Geschäftsleitung der BDP Schweiz besteht aus den Präsidenten der
drei Kantonalsektionen Bern, Graubünden und Glarus, der Vorstand hat als zusätzliche
Mitglieder die Vertreter der BDP im nationalen Parlament, die Präsidenten der
Kantonalparteien, die BDP-Regierungsräte und den Leiter der Geschäftsstelle. In einem
ersten Parteiprogramm mit 24 Punkten und in drei Positionspapieren sprach sich die
BDP unter anderem für die Personenfreizügigkeit mit der EU aus, befürwortete
Tagesstrukturen in der Volksschule und unterstützte das Bildungskonkordat Harmos.
Die BDP sagte zudem Ja zum revidierten Betäubungsmittelgesetz und Nein zur Initiative
für die Unverjährbarkeit pornografischer Straftaten an Kindern. In all diesen
Stellungnahmen unterschied sie sich von der SVP. Die BDP unterstützte die Initiative für

PARTEICHRONIK
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die Einschränkung des Verbandsbeschwerderechts und beschloss die Nein-Parole zur
AHV-Flexibilisierungsinitiative des SGB sowie zur Hanfliberalisierungsinitiative. 57

Im November wurden in den Kantonen Aargau und Thurgau BDP-Kantonalsektionen
gegründet. Auch aus Obwalden und Zürich wurden BDP-Gründungen gemeldet. Einen
ersten Wahlerfolg konnte die BDP bei den Wahlen in der Stadt Bern erzielen: Sie
erreichte einen Stimmenanteil von 7,8% und zog mit 6 Vertretern in das Parlament
ein. 58

PARTEICHRONIK
DATUM: 02.12.2008
SABINE HOHL

An der Delegiertenversammlung im Mai in Glarus schloss der neue BDP-Präsident
Martin Landolt kategorisch jedwede Fusion aus – sei dies mit der CVP, der GLP oder gar
der SVP. Dies schliesse natürlich die inhaltliche Zusammenarbeit nicht aus. Nach den
nationalen Wahlen hatten die CVP und die BDP eine Arbeitsgruppe eingesetzt, die
mögliche Formen der Zusammenarbeit ausloten sollte. Über eine Fusion war in den
Medien insbesondere vor den Bundesratswahlen heftig spekuliert worden. Anfang Juni
wurden die Resultate einer Arbeitsgruppe CVP-BDP präsentiert. Geeinigt hatte man
sich auf gegenseitige Unterstützung bei den Wahlen 2015 und gemeinsame Kampagnen
bei Abstimmungen. Die Arbeitsgruppe hatte auch eine Fusion zumindest theoretisch
erörtert, war aber auf den Schluss gekommen, dass dies parteiintern nicht goutiert
werden würde. Am 31. August führten die CVP und die BDP die erste gemeinsame
Fraktionssitzung durch. 59

PARTEICHRONIK
DATUM: 06.06.2012
MARC BÜHLMANN

Die negativen Resultate bei den kantonalen Wahlen und das Scheitern bei der
Unterschriftensammlung für die eigene Initiative führten schliesslich zu
Auflösungserscheinungen. Parteipräsident Rudolf Keller verkündete in der
Dezemberausgabe des Parteiblattes „Schweizer Demokrat“, das die Partei „fast tot“ sei
und nichts mehr anderes übrig bleibe, als sie zu beerdigen. Allerdings strebte Keller
einen Neuanfang mit einem neuen Parteiprogramm und unter einem neuen Namen an.
Die SD müsse neu erfunden werden. 60

PARTEICHRONIK
DATUM: 22.12.2012
MARC BÜHLMANN

Die CSP Obwalden gehört nicht zur CSP, sondern politisierte bis 2002 unter dem Dach
der CVP Schweiz. Aufgrund von internen Streitigkeiten verselbständigte sich die CSP-
OW und war zwischen 2005 und 2009 assoziiertes Mitglied der CSP Schweiz. Seit 2010
ist die CSP-OW aber wieder eine eigenständige, nur auf kantonaler Ebene agierende
Partei. Allerdings wurde 2011 mit Karl Vogler ein CSP-OW-Mitglied in den Nationalrat
gewählt, das sich für den Anschluss an die CVP-Fraktion entschied. 61

PARTEICHRONIK
DATUM: 31.12.2013
MARC BÜHLMANN

Die Kantonalsektionen der BDP und der CVP fällten in den Jahren 2020 und 2021
Entscheide über ihren Zusammenschluss zur neuen Partei «Die Mitte». Zusätzlichen
Schub erhielt dieser Prozess, nachdem die Delegierten der BDP und der CVP Schweiz
Mitte November 2020 einer Fusion der Bundesparteien zugestimmt hatten und diese
per 1. Januar 2021 vollzogen worden war. An diesem Datum wurden alle noch
bestehenden Kantonalsektionen von BDP und CVP zu Sektionen der fusionierten
Mutterpartei, womit die Mitte zunächst in den meisten Kantonen über jeweils zwei
Sektionen verfügte. Jede Sektion konnte und musste sodann autonom über ihre Zukunft
entscheiden, da die Kantonalparteien (und auch die Lokalparteien) in der Schweiz
organisationsrechtlich eigenständige Einheiten sind.
Dabei bedauerten die BDP-Mitglieder zwar allenthalben, dass die Etablierung als
eigenständige Partei letztlich gescheitert war. In den meisten Kantonen regte sich unter
ihnen aber keine oder keine nennenswerte Opposition gegen die Auflösung ihrer
Sektion und den Zusammenschluss mit der jeweiligen CVP-Sektion. Exponentinnen und
Exponenten, die damit nicht einverstanden waren, wählten eher den Weg des
Parteiaustritts. Auch in den meisten CVP-Sektionen gab es keinen prinzipiellen
Widerstand gegen eine Fusion; allerdings war die Fusionsdiskussion eng mit der
Umbenennung zu «Die Mitte» und somit der Streichung des «C» aus dem Parteinamen
verknüpft, die nicht in allen CVP-Kantonalparteien gleich gut ankam. Zugunsten einer
Fusion wurden in den meisten Kantonen die folgenden vier Argumente vorgebracht:
Erstens seien die inhaltlichen Überschneidungen der beiden Parteien schon bisher
gross. Zweitens erhöhe ein Zusammengehen die Schlagkraft der politischen Mitte.
Drittens könne man dadurch parteiintern einen breiteren Pool an motivierten Personen
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zusammenbringen und eine neue Dynamik entfachen. Und viertens ergänze man sich
aufgrund teils unterschiedlich verteilter lokaler Hochburgen der beiden Partner
wahlarithmetisch gut: Die CVP war nach wie vor stärker in katholischen Gebieten
verankert, die BDP stärker in protestantischen Regionen.

Zu den ersten BDP-Sektionen, die ihre Auflösung und ein Zusammengehen mit der CVP
beschlossen, gehörten bemerkenswerterweise jene der beiden BDP-Hochburgen Glarus
und Bern, wo der Leidensdruck bei einer rein kantonalen Betrachtungsweise eigentlich
geringer war als in anderen Kantonen: In der bernischen wie in der glarnerischen Politik
hatte die BDP bis zuletzt noch eine bedeutende Rolle gespielt und sogar etwas (in
Glarus) beziehungsweise deutlich (in Bern) mehr Mandate als die CVP inne. Das
Aufgehen der BDP in der neuen Mittepartei wurde in diesen beiden Kantonen stark mit
dem Wunsch begründet, Teil einer Partei zu sein, die auch auf nationaler Ebene eine
nennenswerte Rolle spielt. Auch die Parteibasis liess sich von dieser Überlegung
überzeugen: In Glarus entschieden sich die BDP-Mitglieder – darunter auch der BDP-
Schweiz-Präsident und erklärte Fusionsbefürworter Martin Landolt – am 3. November
2020 einstimmig für die Fusion, die CVP folgte zwei Tage später mit 84 Prozent
Zustimmung. Der Fusionsentscheid fiel in Glarus somit schon rund zwei Wochen vor
dem Entscheid der Bundesparteien – und wurde deshalb unter den Vorbehalt gestellt,
dass sich auch die nationalen Parteien zum selben Schritt entschliessen würden.
Nachdem diese Bedingung erfüllt war und die zunächst auf Januar 2021 angesetzte
Gründungsversammlung wegen der Covid-19-Pandemie hatte verschoben werden
müssen, wurde der Zusammenschluss in Glarus schliesslich im Mai 2021 formell
vollzogen.
Mit Bern traf auch die grösste BDP-Sektion, welche rund die Hälfte aller Schweizer BDP-
Mitglieder stellte, schon einige Tage vor den nationalen Mutterparteien ihren Entscheid.
Am 11. November 2020 sagten hier bei der BDP 95 Prozent und bei der CVP 93 Prozent
der stimmenden Mitglieder Ja zur kantonalen Fusion. Als Grund für den frühen
Zeitpunkt gaben die Spitzen der beiden Berner Parteien an, man wolle sich schon als
fusionierte Partei auf die kantonalen Gesamterneuerungswahlen vom März 2022
vorbereiten können. Formell vollzogen – mit der Verabschiedung der neuen Statuten
und der Wahl des neuen Vorstands – wurde die Berner Fusion dann im März 2021.

In Graubünden, dem dritten BDP-Gründerkanton nebst Bern und Glarus, verlief der
Fusionsprozess harziger. Sowohl die CVP als auch die BDP gehörten hier zu den drei
stärksten Parteien im Kanton, die beiden potenziellen Fusionspartner standen sich
kantonal auf Augenhöhe gegenüber. Historisch hatte im konfessionell gemischten
Kanton Graubünden zwischen ihren Vorläufern – den katholischen Konservativen und
den reformierten Demokraten (welche sich 1971 der SVP Schweiz angeschlossen hatten)
– lange eine ausgeprägte Rivalität geherrscht, in den 1940er Jahren war sogar von einem
«Kulturkampf» die Rede (Südostschweiz vom 9.6.2021). Vielleicht spielte auch diese
historische Erblast eine Rolle dafür, dass in den Reihen der Bündner BDP 2020
zunächst nicht nur eine Vereinigung mit der CVP, sondern auch ein Zusammengehen
mit der FDP oder der GLP erwogen wurde. Auch ein Weiterbestehen der kantonalen
BDP mit einer blossen Intensivierung der Zusammenarbeit mit der CVP wurde
diskutiert. Die Bündner CVP-Führung wiederum äusserte Bedenken, dass eine Fusion
gut etablierte Parteistrukturen gefährden und in CVP- respektive BDP-Stammlanden
eine Abwanderung von Wählenden bringen könnte: «Eins plus eins muss nicht zwingend
zwei ergeben», liess CVP-Kantonalpräsident Stefan Engler verlauten. Es gab
Befürchtungen, dass man als fusionierte Partei die drei von fünf Regierungssitzen und
die über 50 von 120 Grossratssitzen schlechter halten könnte. Zudem war in der CVP
Graubünden zunächst nicht klar, ob sich eine Mehrheit zu einer Streichung des «C» aus
dem Parteinamen würde durchringen können – was wiederum in den Reihen der BDP
als Bedingung für ein Zusammengehen galt. Nachdem die beiden Mutterparteien Ende
2020 ihre Fusion auf nationaler Ebene besiegelt hatten, nahm der Prozess aber auch in
Graubünden stärker Fahrt auf – auch deshalb, weil die Parteispitzen rechtzeitig vor den
kantonalen Gesamterneuerungswahlen vom Mai 2022 Klarheit schaffen wollten. Die
BDP-Mitglieder bekannten sich bei einer Mitgliederversammlung informell zum Ziel
einer Fusion, eine Projektgruppe aus beiden Parteien nahm ihre Arbeit auf und im
Januar 2021 gaben die Junge BDP und die Junge CVP ihre Unterstützung für eine Fusion
bekannt. Ende März 2021 sprach sich schliesslich auch die kantonale Parteileitung der
CVP erstmals offiziell für eine Fusion – und für eine Umbenennung in «Die Mitte» – aus.
In einer gemeinsamen Medienmitteilung der Bündner BDP- und CVP-
Geschäftsleitungen wurden die Fusionsbestrebungen auch mit dem anstehenden
Wechsel Graubündens vom Majorz- zum Doppelproporzsystem für die Grossratswahlen
begründet: Mit dem neuen Wahlsystem werde eine flächendeckende Präsenz im ganzen
Kanton wichtiger, deshalb würden die beiden regional unterschiedlich verankerten
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Fusionspartner einander gut ergänzen. Im April 2021 folgten eine konsultative
Urabstimmung bei der CVP und eine Mitgliederumfrage bei der BDP, wobei sich 86
Prozent der CVP- und fast 95 Prozent der BDP-Mitglieder für die Fusion aussprachen.
Die NZZ ging davon aus, dass die Nein-Stimmen in der BDP ideologisch begründet
waren, da die Bündner BDP aufgrund ihres historischen Erbes etwas weiter rechts zu
verorten sei als die CVP; dies gelte für jüngere BDP-Mitglieder allerdings nicht mehr und
wie die Südostschweiz aufzeigte, waren sich die beiden Sektionen bei den kantonalen
und nationalen Abstimmungsparolen ab 2016 praktisch immer einig. Im Mai 2021
wurden die Statuten für die neue Partei vorgestellt. Sie basierten auf jenen der CVP
Graubünden, seien aber «vollständig überarbeitet worden» und sahen für Partei und
Fraktion für eine Übergangszeit eine Doppelspitze vor, um beiden Fusionspartnern eine
gleichwertige Vertretung zu garantieren. Nach diesen langwierigen Vorarbeiten war es
am 7. Juni 2021 schliesslich auch in Graubünden so weit: Zunächst noch in getrennten
Delegiertenversammlungen wurde die Fusion von der CVP mit 74 zu 1 Stimmen bei 4
Enthaltungen, von der BDP einstimmig gutgeheissen. Noch am selben Abend folgte die
erste gemeinsame Delegiertenversammlung der «Mitte Graubünden» mit der Wahl der
neuen paritätischen Doppelspitze. Bis zum Schluss blieb der Fusionsprozess aber von
Nebengeräuschen begleitet: Zwischen Dezember 2020 und Juni 2021 traten insgesamt
drei BDP-Grossräte zur FDP und einer zur SVP über, aus den Reihen der CVP wechselte
ein Grossrat zur SP; auch der dreiköpfige Vorstand der BDP-Ortssektion Chur war
geschlossen zur FDP übergetreten, weil für ihn ein Zusammengehen mit der CVP «keine
Option» war.

In den Kantonen Aargau im Januar 2021, in Zürich im März 2021 und in Freiburg im Juni
2021 fielen die Entscheide der BDP-Basis zugunsten der Fusion einstimmig aus, wobei
zumindest in den ersten beiden Kantonen ein kleiner Teil der BDP-Mitglieder und
-Mandatsträger nicht in die neue Mitte-Partei übertrat, sondern zur GLP oder zur FDP
wechselte oder aber parteilos wurde. Seitens der CVP gab es in Zürich bloss eine
einzige Gegenstimme gegen die Fusion, im Aargau und in Freiburg wurden die CVP-
Beschlüsse in der Presse nicht thematisiert.

Einen besonderen Weg wählte im Juni 2021 die BDP Thurgau: Auch sie löste sich auf,
beschloss aber – soweit ersichtlich als einzige BDP-Kantonalpartei – kein
Zusammengehen mit der kantonalen CVP. Man wolle es den einzelnen Mitgliedern
überlassen, ob und welcher anderen Partei sie sich anschliessen möchten, erklärte die
Kantonalpartei. Gemäss Medienberichten gab es unter den zuletzt rund 50 Thurgauer
BDP-Mitgliedern etliche, die ihre Zukunft in der GLP sahen; andere traten zur Mitte
über, wiederum andere wollten keiner Partei mehr angehören.

Als letzte Kantonalsektionen der BDP verschwanden schliesslich die Baselbieter und die
Genfer BDP von der politischen Landkarte. Die BDP Basel-Landschaft hatte vor ihrem
Entscheid über eine Fusion abwarten wollen, ob die potenzielle Fusionspartnerin das
«C» aus dem Namen streichen und sich zum neuen Parteinamen «Die Mitte» bekennen
würde – ein Schritt, der in der CVP Basel-Landschaft zunächst umstritten war, letztlich
aber doch vollzogen wurde. Nachdem diese Vorbedingung der BDP erfüllt und zudem
klargestelt war, dass sich auch BDP-Mitglieder in kommunale und kantonale
Leitungsfunktionen der neuen Mittepartei wählen lassen könnten, entschied sich die
BDP-Basis Ende September 2021 schliesslich einstimmig dafür, ihre Sektion in der
künftigen «Mitte» aufgehen zu lassen. Nicht alle der zuletzt rund 60 Baselbieter BDP-
Mitglieder traten indessen in die neue Mittepartei über; so schloss sich etwa eine
Gemeinderätin der GLP an und der kantonale Parteipräsident entschied sich für die
Parteilosigkeit. Die BDP Genf war schliesslich die letzte BDP-Kantonalpartei, die über
ihr Schicksal entschied: Im Dezember 2021 beschlossen auch hier die Mitglieder
einstimmig, ihre Sektion in die «Mitte» einzugliedern.
Die Parteifusionen in Basel-Landschaft und Genf wurden per 1. Januar 2022 vollzogen.
Genau ein Jahr nach der Bildung der nationalen «Mitte» war der Fusionsprozess somit
in den Kantonen abgeschlossen und die BDP hörte auch auf kantonaler Ebene auf zu
existieren. Einzelne CVP-Sektionen bestanden hingegen noch weiter, weil sie den
Namenswechsel zumindest vorerst nicht mitmachten. 62
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Andere Parteien

Ehemalige Mitglieder der Genfer und der Waadtländer Linkspartei Solidarités gründeten
den "Mouvement pour le socialisme", welcher sich gegen Globalisierung und
Kapitalismus richtet. 63

PARTEICHRONIK
DATUM: 29.11.2002
MAGDALENA BERNATH

Blaise-Alexandre Le Comte, ehemaliger Präsident der Genfer Liberalen, gründete im
Dezember eine neue kantonale Partei, „La Droite libérale“. 64

PARTEICHRONIK
DATUM: 02.12.2006
STEPHAN SCHOENHOLTZ

Die Grünliberalen, die bisher nur im Kanton Zürich nach einer Abspaltung von der
dortigen Grünen Partei existiert hatten, gründeten im Juli eine nationale Partei.
Nationalrat Martin Bäumle (ZH) wurde ihr erster Präsident. Im April hatten die
Grünliberalen im Zürcher Kantonsrat auf Anhieb 10 Sitze erreicht, woraufhin in
verschiedenen Kantonen die Gründung einer Grünliberalen Partei angestrebt wurde.
Die nationale Partei bestand zunächst nur aus den zwei Sektionen Zürich und St. Gallen
und stellte auch nur in diesen Kantonen Kandidaten für die Nationalratswahlen auf. Im
Herbst wurden in den Kantonen Bern und Basel-Landschaft weitere grünliberale
Sektionen gegründet. Die Leitlinien der GLP Schweiz beruhen auf denjenigen der
Zürcher Kantonalpartei. Die Grünliberalen streben eine lösungsorientierte Politik an,
welche Umweltschutz, Soziales und Wirtschaftsinteressen in Einklang bringen soll. Bei
den Nationalratswahlen erreichte die GLP drei Sitze, die sie alle im Kanton Zürich
gewann. Die Grünliberalen schlossen sich im Parlament einer Fraktion mit CVP und EVP
an. In den Kantonen Waadt, Wallis und Neuenburg trat die nicht zur GLP gehörende
bürgerliche überparteiliche Formation „Ecologie Libérale“ zu den Nationalratswahlen
an. 65

PARTEICHRONIK
DATUM: 31.12.2007
SABINE HOHL

Im Juli wurde die Piratenpartei der Schweiz gegründet. Die hauptsächlich aus unter 30-
Jährigen bestehende Partei legt den Schwerpunkt auf das Thema Internet. Sie fordert
einen „freien Datenverkehr“: Der Gratis-Download von Musik und Filmen soll straffrei
sein und es soll keine Zensur von Internetseiten erfolgen. Auch gegen ein Verbot von so
genannten „Killerspielen“ richtete sich die Partei. Die Piratenpartei kündigte weiter an,
sich für den Schutz der Privatsphäre im Internet und gegen Datenspeicherung auf
Vorrat einzusetzen. 66

PARTEICHRONIK
DATUM: 14.07.2009
SABINE HOHL
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